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Amtliche Bekanntmachungen 
 

Amt für Stadtplanung und Bauordnung 
 

231/2023 

Bezirksregierung Münster 
Dezernat 25 – Verkehr 

 
Planfeststellung 

für den Neubau der Bundesautobahn 52 (A 52) zwischen dem 
Autobahnkreuz (AK) Essen-Nord (B 224) und dem 

Autobahnkreuz Essen/Gladbeck 
 
Teil 01: AK Essen-Nord – südlich dem AK Essen/Gladbeck (Stadtgrenze Bottrop/Glad-
beck) von Bau-km 0+000,000 nördlich der Brücke über die Emscher bis Bau-km 
3+625,072 nördlich der Straße Im Gewerbepark einschließlich weiterer notwendiger 
Folgemaßnahmen 
 
auf dem Gebiet der Städte Bottrop, Essen und Dorsten sowie der Gemeinden Scherm-
beck und Hünxe 
 
- Anhörungsverfahren - 
 
Die Bezirksregierung Münster führt im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für die o. a. 
Baumaßnahme gemäß § 17a des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in Verbindung mit  
§ 73 Abs. 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG 
NRW) einen Erörterungstermin durch. 
 
Die Erörterung findet vom 04.12.2023 bis zum 08.12.2023 im Story Eventhouse, Ruhröl-
str. 3, 46240 Bottrop, statt. 
 
Es ist folgende Tagesordnung vorgesehen: 
 
 
Montag, 04. Dezember 2023: 
 
9:30 – 16:30 Uhr Erörterung der Stellungnahme der Träger öffentlicher Be-

lange  
 
Dienstag, 05. Dezember 2023 
 
9:00 – 16:00 Uhr Themenbezogene Erörterung von Einwendungen Privater 
 

1. Planrechtfertigung  
2. Planungsvarianten  
3. Verkehrsprognose  
4. Immissionen  
5. Natur und Landschaft, Artenschutz  
6. Wasser 
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7. Boden  
8. Naherholung und Wegebeziehungen  
9. Sonstige allgemeine Belange  

 
Mittwoch, 06. Dezember 2023: 
 
09:00 – 16:00 Uhr Erörterung der Einwendungen Privater, die durch eine ge-

plante Grundstücksinanspruchnahme betroffen sind  
Donnerstag, 07. Dezember 2023: 
 
09:00 – 12:30 Uhr Erörterung der Einwendungen Privater, die durch eine ge-

plante Grundstücksinanspruchnahme betroffen sind  
 
13:15 – 16:00 Uhr Erörterung der Stellungnahme der anerkannten Umwelt- 

und Naturschutzvereinigungen  
 
Freitag, 08. Dezember 2023 
 
9:00 Uhr – 10:00 Uhr Erörterung 
 
Der Zeitbedarf für die Behandlung der einzelnen Tagesordnungspunkte kann nicht abge-
schätzt werden. Bei Bedarf ist daher eine Verlängerung der Erörterung an den einzelnen Ta-
gen über 16:00 Uhr hinaus möglich. Falls erforderlich, wird die Erörterung über den 
08.12.2023 hinaus oder an einem späteren Termin fortgesetzt. 
 
In dem Termin werden die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen Einwendungen sowie die 
Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange zu dem Plan mit denjenigen, die Einwen-
dungen erhoben haben, den Betroffenen, den Behörden und der Vorhabenträgerin (Auto-
bahn GmbH) sachlich erörtert. 
 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Teilnahmeberechtigt sind nachfolgend ge-
nannte Privatpersonen: 
 
• Einwenderinnen und Einwender (Personen, die schriftlich oder zur Niederschrift 

Einwendungen erhoben haben), 
• Betroffene (Personen, deren Rechte oder Belange von dem Vorhaben berührt wer-

den) sowie deren 
• gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter, Bevollmächtigte und Sachbeistände 

(Bevollmächtigte haben ihre Bevollmächtigung durch eine schriftliche Vollmacht nach-
zuweisen und diese zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben) und 

• Vertreterinnen und Vertreter der am Verfahren beteiligten Behörden und Verbände. 
 
Kosten, die durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Vertreterbestellung ent-
stehen, werden nicht erstattet.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass beim Ausbleiben einer oder eines Beteiligten auch in Ab-
wesenheit dieser Person verhandelt werden kann, dass verspätete oder formunwirksame 
Einwendungen von der inhaltlichen Erörterung grundsätzlich ausgeschlossen sind und dass 
das Anhörungsverfahren mit Schluss des Erörterungstermins beendet ist.  
 
Die form- und fristgerecht eingegangenen Einwendungen werden auch dann im weite-
ren Verfahren berücksichtigt, wenn die Einwenderin oder der Einwender nicht am Er-
örterungstermin teilnimmt.  
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Die detaillierte Tagesordnung und das Informationsblatt zum Erörterungstermin und die All-
gemeine Gegenäußerung der Vorhabenträgerin Autobahn GmbH zu den Einwendungen sind 
ab dem 20.11.2023 auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster unter 
www.brms.nrw.de/go/verfahren -> Planfeststellung Straße (Stichwort: Erörterungstermin – 
Planfeststellung für den Bau A 52 von AK Essen-Nord bis Stadtgrenze Bottrop/Gladbeck) 
einzusehen und abrufbar. Dort finden sich auch Hinweise zum Datenschutz in Planfeststel-
lungsverfahren. 
 
Essen, den 09.11.2023 Der Oberbürgermeister 

 Im Auftrag 
 

 Müller 
 Amt für Stadtplanung und Bauordnung 

 88-61 354 
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232/2023 

Öffentliche Bekanntmachung 
der Genehmigung des Änderungsverfahrens 44 MH Wissollstraße 

zum Regionalen Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion 
Ruhr auf dem Gebiet der Stadt Mülheim an der Ruhr 

 
Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Ober-
hausen haben in ihren Sitzungen vom 05. bis 28. September 2023 die folgende Änderung 
zum Regionalen Flächennutzungsplan für die Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr 
beschlossen: 
 
44 MH Wissollstraße 
 
Die Landesplanungsbehörde hat die o.g. Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan 
mit Erlass vom 25. Oktober 2023 (Aktenzeichen: 51.12.03.07-000001-2023-0007905) gemäß 
§ 41 Abs. 2 Landesplanungsgesetz (LPlG) NRW vom 03. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904), im Einver-
nehmen mit den fachlich zuständigen Landesministerien genehmigt.  
 

 
 
Gemäß § 14 LPlG NRW vom 03. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904), in Verbindung mit § 6 Abs. 5 Bauge-
setzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
221) wird die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan – einschließlich Textteil / Be-

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19632&vd_back=N904&sg=0&menu=0
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gründung, Umweltbericht und der Zusammenfassenden Erklärung – beim Regionalverband 
Ruhr (Regionalplanungsbehörde) zur Einsicht für jedermann niedergelegt.  
 
Alle Planunterlagen können darüber hinaus nach Wirksamkeit der Änderung auf der Internet-
seite der Städteregion Ruhr 2030 www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/regionaler_flaechen-
nutzungsplan.html eingesehen werden und sind auch über das zentrale Internetportal des 
Landes https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de zugänglich. Über den Inhalt der Ände-
rung wird auf Verlangen bei den einzelnen Städten der Planungsgemeinschaft Auskunft er-
teilt.  
 
Die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan wird mit den ortsüblichen Bekanntma-
chungen durch die Städte der Planungsgemeinschaft wirksam und mit der gesonderten öf-
fentlichen Bekanntmachung durch die Landesplanungsbehörde gemäß § 14 LPlG NRW vom 
03. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 
2021 (GV. NRW. S. 904) im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW Ziel der Raumordnung. 
Nach Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 88) geändert worden ist, sind Ziele der Raumordnung von den öffentlichen Stellen und 
Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen zu beachten. Grundsätze sind nach Maßgabe des § 4 ROG von den öffentlichen 
Stellen und Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen zu berücksichtigen. 
 
Hinweise: 
 
I. Gemäß § 11 Abs. 5 ROG wird auf Folgendes hingewiesen: 
 

Unbeachtlich werden 
 

1. eine nach Abs. 1 Nr. 1 und 2 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
2. nach Abs. 3 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 
3. eine nach Abs. 4 beachtliche Verletzung der Vorschriften über die Umweltprü-

fung, 
 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Änderung des Re-
gionalen Flächennutzungsplans gegenüber dem Regionalverband Ruhr (Regionalpla-
nungsbehörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. 

 
II. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hingewiesen: 
 

Unbeachtlich werden 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Regionalen Flä-
chennutzungsplanes und 

 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Änderung des Re-
gionalen Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Bochum, Essen, 

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/regionaler_flaechennutzungsplan.html
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/regionaler_flaechennutzungsplan.html
https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19632&vd_back=N904&sg=0&menu=0
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Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 
III. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 

der geltenden Fassung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen die Änderung des Regionalen 
Flächennutzungsplans nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

 
a) die vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

 
b) die Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) die Oberbürgermeister haben die Ratsbeschlüsse zur Änderung des Regiona-

len Flächennutzungsplans vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Bochum, Es-
sen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Essen, den 11.11.2023 Der Oberbürgermeister 

 Thomas Kufen 
 88-61 212 
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233/2023 

Öffentliche Bekanntmachung 
des Aufstellungsbeschlusses sowie der frühzeitigen Beteiligung für das Ände-

rungsverfahren 56 BO Schloßstraße West zum Gemeinsamen Flächennut-
zungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum, 

Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen 
Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der Stadt Bochum. 

 
Der Rat der Stadt Essen hat am 27.09.2023 gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die 
Aufstellung der Änderung 56 BO Schloßstraße West zum Gemeinsamen Flächennutzungs-
plan (GFNP) und die Einleitung des entsprechenden Planverfahrens beschlossen. 
 

  
 
Der ca. 1,1 ha große Änderungsbereich liegt im Stadtbezirk VI Bochum-Südwest im Stadtteil 
Weitmar, westlich der Schloßstraße. Der Bereich wird derzeit baulich genutzt: Hier befinden 
sich eine Trauerhalle mit einem weitgehend versiegelten Vorplatz, ein Betriebsgebäude des 
Friedhofs Weitmar mit ebenfalls weitgehend versiegelten Außenflächen sowie einem Abschnitt 
der Schloßstraße. 
 
Ziel der GFNP-Änderung ist es, eine Nachnutzung durch Wohnbebauung vorzubereiten. 30 % 
der Wohnungen sollen im öffentlich geförderten Wohnungsbau entstehen. Das südlich angren-
zende Grundstück des Blumengeschäftes wird zur Arrondierung der Darstellung in den Ände-
rungsbereich einbezogen. 
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Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann sich die Öffentlichkeit im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung und deren voraussichtliche Auswirkungen unterrichten lassen. Gleichzeitig besteht 
Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 
 
Die Änderung des Gemeinsamen Flächennutzungsplans hat Auswirkungen auf die Umwelt. 
Daher ist im Rahmen des o.g. Änderungsverfahrens gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umwelt-
prüfung (UP) durchgeführt und ein Umweltbericht erstellt worden. 
 
Die Planunterlagen (Vorentwurf des Änderungsplans, Begründung mit Umweltbericht) werden 
in der Zeit vom 01.12.2023 bis 12.01.2024 (einschließlich) im Internet veröffentlicht. 
 
Alle Planunterlagen können auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr http://www.staedte-
region-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html eingesehen werden und sind darüber hin-
aus über das zentrale Internetportal des Landes https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de 
zugänglich. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die Planunterlagen im o.g. Zeitraum öffent-
lich zur Verfügung gestellt. Sie können in der Stadt Essen an den behördlichen Arbeitstagen 
wie folgt eingesehen werden: 
 
Amt für Stadtplanung und Bauordnung: 
Deutschlandhaus, Lindenallee 10, 5. Etage, Raum 501 
Öffnungszeiten:  
montags bis freitags: 8:00 – 15:00 Uhr  
Die Termine und Orte für die öffentlichen Auslegungen in den anderen Städten der Planungs-
gemeinschaft sind den dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten der Städteregion 
Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen 
oder bei der Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennutzungsplan in Essen (Tel.: 0201 / 886-
1210 bzw. 0201 / 886-1212) zu erfragen. 
 
Auskunft in der Stadt Essen erteilen: 
Frau Mollen, Tel.: 0201 / 88-61210 und 
Frau Liesegang, Tel.: 0201 / 88-61212. 
Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur Begründung und zum Umweltbericht 
können während der Veröffentlichungsfrist bis zum 12.01.2024 (einschließlich) insbeson-
dere elektronisch, bei Bedarf aber auch schriftlich oder zur Niederschrift  

• bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Geschäftsstelle Ge-
meinsamer Flächennutzungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 Es-
sen, E-Mail: geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de 

• oder bei einer der anderen Planungsstädte abgegeben werden. 

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abgeben, werden in den Drucksachen für 
die öffentlichen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirksvertretungen nicht aufge-
führt, d. h. es erfolgt grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme. 
Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die von Ihnen in diesem Rahmen bekannt 
gegebenen personenbezogenen Daten bei den Städten der Planungsgemeinschaft der Städ-
teregion Ruhr 2030 verarbeitet. Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre Rechte 
erhalten Sie auf der Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 unter: 
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html 
 

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de
mailto:geschaeftsstelleRFNP@amt61.essen.de
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
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Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung können zu einer Überar-
beitung des Vorentwurfs der GFNP- Änderung führen, d.h. Planentwurfsänderungen aufgrund 
der frühzeitigen Beteiligung sind möglich und vorgesehen. 
 
Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Essen, den 11.11.2023 Der Oberbürgermeister 

 Thomas Kufen 
 88-61 212 
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Amt für Straßen und Verkehr 
 

234/2023 

Straßenwidmung 
 
Gem. § 6 Abs. 1 Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) 
in der zurzeit gültigen Fassung wird folgende Straße dem öffentlichen Verkehr gewidmet, 
und zwar als 
 

Gemeindestraße gemäß § 3 Absatz 4 Nr. 2 StrWG NRW: 
Erschließungsstraße 

 
Abschnitt der Straße „Hermann-Drescher-Weg“ 
von Hausnummer 2 bis Anfang Grundstück Hausnummer 16 
(Gemarkung Karnap, Flur 14, Flurstück 412 tlw.) 

 
Der Lageplan, aus dem die genaue Lage und der Umfang der Widmung hervorgehen, ist als 
Bestandteil dieser Widmungsverfügung im Anschluss an diese Bekanntmachung veröffent-
licht. 
 
Darüber hinaus kann die Originalkarte zur Widmung und die Widmungsverfügung beim Amt 
für Straßen und Verkehr in Essen, Alfredstraße 163, Zimmer 203, während der Dienstzeit 
(nach Terminvereinbarung) eingesehen werden. 
 
Die Widmung wird hiermit gem. § 6 Abs. 1 StrWG NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Diese Bekanntmachung gilt am Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt  
Essen als bekannt gegeben. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
 
Gegen diese Verfügung können Sie innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
erheben. 
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, Bahnhofsvorplatz 3, in 45879 Gelsen-
kirchen schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erhe-
ben.  
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektroni-
sche Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von 
der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß 
§ 55a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Es muss für die Bearbeitung durch das Gericht ge-
eignet sein. Die technischen Rahmenbedingungen für die Übermittlung und die Eignung zur 
Bearbeitung durch das Gericht bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Elektronischen-
Rechtsverkehr-Verordnung vom 24.11.2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 
 
Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffent-
lichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 
VwGO als elektronisches Dokument übermittelt werden. 
 
Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach der VwGO vertretungsberechtigte 
Personen, denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 
VwGO zur Verfügung steht. Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus techni-
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schen Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt auch bei diesem Personenkreis nach 
§ 55d Satz 1 und 2 VwGO die Klageerhebung mittels Schriftform oder zu Protokoll des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der 
Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein 
elektronisches Dokument nachzureichen." 
 
10. November 2023 Der Oberbürgermeister 
 Im Auftrage 
 Najda 
 88-66 590 
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Fachbereich für Statistik, Stadtforschung und Wahlen 
 

235/2023 

Nachrückverfahren 
in der Bezirksvertretung II der Stadt Essen 

 
Herr Joe Zheng-Mertes, Essen, ist mit Ablauf des 27.10.2023 als Vertreter der Partei BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN (GRÜNE) aus der Bezirksvertretung II durch Verzicht ausgeschieden. 
 
Gemäß § 45 i. V. m. § 46a des Kommunalwahlgesetzes NRW (KWahlG) in der zurzeit gel-
tenden Fassung wird hiermit festgestellt, dass Frau Elke Zeeb, Essen, in die Vertretung ein-
rückt. 
 
Gegen die Feststellung der Nachfolge kann gemäß § 45 (2) i. V. m. § 39 (1) KWahlG 
 
a) jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes (Stadt Essen), 
 
b) die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wählergruppen, die 

an der Wahl teilgenommen haben, sowie 
 
c) die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats Einspruch erheben. 
 
Der Einspruch ist bei der Stadt Essen - Wahlleiter -, Wahlamt, Kopstadtplatz 10, 45127 Es-
sen, schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
11. November 2023 Thomas Kufen 

 Oberbürgermeister 
 als Wahlleiter 

 88-12 313 
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Öffentliche Zustellungen 
 

236/2023 

Liste der öffentlichen Zustellungen 
 
Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung gem. § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
vom 12.08.2005 (BGBl. I S. 2354) in Verbindung mit § 1 des Landeszustellungsgesetzes 
NRW vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) in der jeweils gültigen Fassung wird für Nachge-
nannte(n) die Bekanntmachung eines Schreibens an der Anschlagtafel im Erdgeschoss des 
Rathauses, Porscheplatz 1, ausgehändigt. 
 
Name, Vorname letzte bekannte Anschrift zuständiges Amt 
 
Aftak Dedi, Abdel Karim Philippstr. 52 JobCenter Essen Mitte, 
 45327 Essen  88-57 323 
 
Altunok, Deniz Lindenallee 55 JobCenter Essen Mitte, 
 45127 Essen  88-56 133 
 
Dziewior, Rick Lindenallee 55 JobCenter Essen Mitte, 
 45127 Essen  88-56 158 
 
Hedhli, Diana Bonnekampstr. 1 JobCenter Essen Nord-Ost, 
 45327 Essen  88-56 422 
 
Hussein, Omid  Jugendamt, 
   88-51 640 
 
Jawanbakht, Yassin Rotthauser Str. 73 JobCenter Essen Mitte-Nord, 
 45309 Essen  88-57 144 
 
Kanschik, Thomas Hindenburgstr. 59 JobCenter Essen Mitte-Nord, 
 45127 Essen  88-56 222 
 
Marchenko, Karyna Mommsenstr. 39 JobCenter Essen West, 
 45144 Essen  88-57 028 
 
Minor, Boyce Joseph  Jugendamt, 
   88-51 634 
 
Müller, Emilia Maria Euskirchenstr. 15 JobCenter Essen West, 
 45143 Essen  88-56 934 
 
Novaj, Egzon  Jugendamt, 
   88-51 243 
 
Odia, Paul  Jugendamt, 
   88-51 627 
 
Rozpendowski, Jakub Onckenstr. 62 JobCenter Essen West, 
 45144 Essen  88-56 934 
 
Urbach,  Jugendamt, 
Andrey Aleksandrovic   88-51 271 
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Name, Vorname letzte bekannte Anschrift zuständiges Amt 
 
Yavuz, Ayhan Rankestr. 14 Finanzbuchhaltung und 
 45144 Essen Stadtsteueramt, 
   88-21 331 
 
Yilmaz, Sih Müslüm Im Steeler Rott 8 JobCenter Essen Ost, 
 45276 Essen  88-56 637 
 
Zehren, Leandro Lindenallee 55 JobCenter Essen Mitte, 
 45127 Essen  88-56 133 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass das jeweilige Schriftstück zwei Wochen nach Aushang der 
Benachrichtigung als zugestellt gilt. 
 
 




